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1. Teilen Ihre Parteien die Sorge, dass die sich derzeit zuspitzende Schuldenkrise im 

Globalen Süden wie in den 1980er Jahren zu einem „verlorenen Entwicklungsjahrzehnt” 

führen könnte? Welche Rolle spielen aus Ihrer Sicht Schuldenerlasse bei der 

Finanzierung der Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs)? 

 

Antwort: 

Die Corona-Pandemie hat weltweit zu wirtschaftlichen Verwerfungen geführt. Weniger 

entwickelte Länder können diese Verwerfungen schlechter auffangen. Der Anteil am 

Bruttosozialprodukt, den Entwicklungs- und Schwellenländer durchschnittlich zur 

Überwindung der Folgen der Pandemie aufbringen können, ist auch deutlich geringer als 

der entsprechende Anteil in den Industriestaaten. So hat es in vielen Fällen deutliche 

Wachstumseinbrüche gegeben und es droht auch ein merklich verlangsamtes 

Entwicklungstempo in Entwicklungs- und Schwellenländern. 

 

Weniger wirtschaftliches Wachstum (bzw. sogar ein Rückgang der Wirtschaftsleistung) hat 

bei vielen Ländern zu wachsenden Staatsschulden sowie zu Problemen beim Schuldendienst 

für bereits bestehende Schulden geführt. Um den Schuldnerstaaten finanziellen Spielraum 

für den Kampf gegen Corona und seine wirtschaftlichen Folgen zu geben, haben die 

Gläubigerstaaten (G20 und Pariser Club) verschiedene Schuldenerleichterungen 

beschlossen (s. u.). Nicht tragfähige Schulden sind jedoch primär ein Symptom für 

strukturelle Probleme und Schuldenerlasse mithin keine Lösung für diese Probleme. 

Schuldenerlasse können allerdings vorübergehend finanziellen Spielraum schaffen und 

werden dafür auch genutzt (bspw. DSSI). So können sie dazu beitragen, die 

Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. 

 

2. Wie bewertet es Ihre Parteien, dass weltweit Austeritätsmaßnahmen ergriffen 

werden, um die weitere Bedienung der Schuldendienstzahlungen zu ermöglichen (2021 

in min. 150 Ländern)? Ist dies Ihrer Meinung nach ökonomisch sinnvoll und sozial 

vertretbar? Falls nein, welche Alternativen gibt es? 

 

Antwort: 

Die Corona-Pandemie hat weltweit staatliche Einnahmen beeinträchtigt und teils 

erhebliche staatliche Ausgaben erzwungen. Viele Staaten haben deshalb Sparmaßnahmen 

ergreifen müssen, um ihren Staatshaushalt finanzieren zu können und eine künftige 
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Überschuldung zu vermeiden. Die richtige Balance zwischen vorübergehender, 

krisenbedingter (weiterer) Verschuldung und Sparmaßnahmen ist Aufgabe und 

Verantwortung der jeweiligen Regierung eines Landes. Die internationale Gemeinschaft der 

Gläubigerstaaten (G20 und Pariser Club) hat den entwicklungsschwächsten Ländern zudem 

Unterstützung in Form von Schuldenerleichterungen angeboten, die viele von ihnen auch 

angenommen haben (s. u.). 

 

3. Bislang bleibt das “Common Framework” der G20 hinter den Erwartungen zurück: 

Kein Land konnte bislang abschließend eine Umschuldung aushandeln, viele Länder 

bleiben ausgeschlossen. Welche weiteren Schritte sind aus Sicht Ihrer Parteien 

notwendig, um rasche und nachhaltige Fortschritte zu erzielen? 

 

Antwort: 

Das „Common Framework“ ist ein internationaler Kompromiss, der angesichts der Corona-

Pandemie für die Staaten, die Hilfen beantragen, einen Fortschritt darstellt. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass zahlreiche Staaten bewusst auf Schuldenhilfen verzichten, um eine in 

den letzten Jahren an den Finanzmärkten erworbene Bonität nicht zu gefährden und eine 

Hinabstufung im Kreditranking zu vermeiden. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass der 

Common Framework der G20, der zusammen mit dem „Pariser Club“ entwickelt wurde, 

lediglich einen Teil der Gläubiger abdeckt. Im Vergleich zur HIPC-Initiative (Kölner 

Schuldeninitiative) hat sich die Gläubigerstruktur in den vergangenen Jahren grundlegend 

gewandelt. Die Bedeutung des Pariser Clubs ist gesunken, private Gläubiger und neue 

staatliche Geber haben an Bedeutung gewonnen. Wichtig für weitere Fortschritte mit Blick 

auf die Um- oder Entschuldung ist das Gebot der Transparenz. Es muss ausgeschlossen 

werden, dass in Ländern des Pariser Clubs aufgebrachte Steuermittel abgeschrieben 

werden, damit letztlich von entsprechenden Schuldenerleichterungen begünstigte Länder 

lediglich ihre Schulden bei privaten oder solchen staatlichen Gläubigern bedienen, die sich 

der im Pariser Club geltenden Transparenz verweigern. In diesem Sinne sind auch die 

Schuldner selbst gefordert, vollständige Transparenz über ihre gesamtschuldnerische 

Haftung herzustellen, um somit die Voraussetzungen zu schaffen, weitere denkbare Um- 

oder Entschuldungen zu ermöglichen.  

 

4. Derzeitige Schuldenerleichterungsinitiativen wie die DSSI stehen ausschließlich 

Niedrigeinkommensländern offen. Wie werden Ihre Parteien sich dafür einsetzen, dass 
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diese und künftige Initiativen auch für krisenbetroffene Mitteleinkommensländer wie 

etwa die Inselentwicklungsstaaten geöffnet werden? 

 

Antwort: 

Die bisher in der Pandemie-Reaktion entwickelten Instrumente fokussieren sich zu Recht 

auf die Länder mit niedrigem pro Kopf Einkommen. Hier sind die Auswirkungen am 

deutlichsten zu spüren und die finanziellen Polster am dünnsten. Eine Ausweitung auf 

weitere, besonders von den Pandemie-Folgen betroffene Länder ist denkbar, sofern belegt 

werden kann, dass die aktuellen Schwierigkeiten tatsächlich auf die Pandemiefolgen 

zurückzuführen sind. Zudem müssen die Rahmenbedingungen des Common Framework 

erfüllt sein und es muss volle Schuldentransparenz hergestellt werden.  

 

5. Werden Ihre Parteien sich dafür einsetzen, dass die Schaffung eines internationalen 

Staateninsolvenzverfahrens in den Koalitionsvertrag aufgenommen wird? Wenn ja, wie 

sollten Ihrer Meinung nach konkrete Umsetzungsschritte für ein solches Verfahren 

aussehen und wo sollte es angesiedelt sein? 

 

Antwort: 

CDU und CSU setzen sich für ein geordnetes Verfahren im Falle von Überschuldung bzw. 

Zahlungsunfähigkeit von Schuldenstaaten ein. Sofern man den Begriff 

„Staateninsolvenzfahren“ dafür verwendet, muss der grundlegende Unterschied zu einer 

Unternehmensinsolvenz bedacht werden. Denn eine „Insolvenz“ wie bei einem 

Unternehmen kann es für Staaten nicht geben: Wer wäre der externe Insolvenzverwalter 

und welche Befugnisse hätte er gegenüber einer (gewählten) Regierung und ihrer 

Verwaltung? Wer würde noch vorhandenes Vermögen (bspw. Sachwerte) bewerten und wie 

unter den Gläubigern verteilen? Wie würde mit einem Staat verfahren, wenn man ein 

insolventes Unternehmen in vergleichbarer Lage rechtlich schlussendlich auflösen würde? 

Gemeint sein kann also nur ein geordnetes Verfahren, das neben einer fairen Verteilung der 

Lasten unter den Gläubigern vor allem die Entschuldung und den wirtschaftlichen 

Neubeginn eines Landes ermöglicht. Für dieses Ziel braucht es einen Mechanismus mit 

klaren Verfahrensschritten, also auch klaren Konditionen, und völliger Schuldentransparenz 

durch die Schuldner. Ein solches Verfahren ist wünschenswert, in der konkreten Umsetzung 

allerdings sehr komplex. Das Ausmaß und die genaue Ausgestaltung hängen auch von der 

erfolgreichen Zusammenarbeit bei den laufenden Initiativen ab. Denn die Um- und 
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Entschuldungsinitiativen der letzten Jahre sind im Kern nichts anderes als Ansätze solcher 

Verfahren.  

 

6. Was werden Ihre Parteien tun, um private Gläubiger verbindlich in 

Umschuldungsvereinbarungen einzubeziehen? Wird sie zu diesem Zweck nationale 

Gesetzgebungskompetenzen nutzen und z.B. ein “Anti-Geiergesetz” nach englischem 

Vorbild verabschieden? 

 

Antwort: 

CDU und CSU setzen sich dafür ein, dass bei möglichen Um- und 

Entschuldungsvereinbarungen auch private Gläubiger und neue staatliche Geber mit 

einbezogen werden (vgl. Antwort auf Frage 3). Ein Problem dabei ist, dass etliche 

Schuldnerstaaten ihre Kreditverpflichtungen gegenüber privaten Gläubigern gar nicht 

offenlegen. Im Hinblick auf verbindliche Regelungen für die Einbeziehung privater 

Gläubiger sprechen sich CDU und CSU für internationale bzw. multilaterale Regelungen aus. 

Damit würde verhindert, dass international agierende Kreditgeber ihre Geschäftstätigkeit 

bzw. ihren Geschäftssitz in Länder verlagern, in denen keine Regelung vorliegt.  

 

7. Werden Ihre Parteien sich dafür einsetzen, dass die im BMZ angesiedelte 

Umwandlungsfazilität zum Zweck der Entwicklungsfinanzierung verschuldeten Staaten 

proaktiver angeboten und damit deutlich stärker genutzt wird als bisher? 

 

Antwort: 

Ein „debt swap“ ist ein wichtiges Finanzierungsmittel in der bilateralen 

entwicklungspolitischen Zusammenarbeit Deutschlands. Maßgeblich für die Ausschöpfung 

des Rahmens für bilaterale Schuldenumwandlungen ist eine Vielzahl von Faktoren. Die 

Bundesregierung hat jedoch nicht auf alle – wie beispielsweise die nachfolgenden, 

wesentlichen Faktoren für eine Schuldenumwandlung – Einfluss: 

 

Länder, die für eine Schuldenumwandlung in Frage kommen, müssen zunächst die 

einschlägigen Einkommens- und Schuldenindikatoren erfüllen (Länder mit niedrigem oder 

niedrigem mittleren Einkommen nach Weltbank-Einstufung 150 % Schulden/Exporte bzw. 

15 % Schuldendienst/Exporte laut internationaler Schuldenstatistik). Außerdem müssen die 

Anforderungen hinsichtlich politischer Rahmenbedingungen im Schuldnerland, dem 
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bisherigen Kooperationsverhalten beim Schuldenmanagement und in der 

Entwicklungszusammenarbeit erfüllt sein. Darüber hinaus müssen die betreffenden Länder 

selbst Interesse an einer Schuldenumwandlung haben. 

 

Weiterhin ist das Instrument bilateraler Schuldenumwandlungen nicht in erster Linie als 

Krisenreaktionsmittel zu betrachten. Überschuldung erfordert vielmehr umfassende und 

nachhaltige Schuldenregelungen im „Pariser Club“ bzw. auf der Grundlage des 

Gemeinsamen Rahmenwerks der G20 zusammen mit dem „Pariser Club“ (s. weiterhin 

Antwort auf Frage 1). In Krisenzeiten kann daher auch weiterhin je nach Schuldnerland der 

gesamte bi- und multilaterale Instrumentenkasten der Entwicklungszusammenarbeit zum 

Einsatz kommen, so wie beispielsweise auch aus dem Corona-Sofortprogramm des 

Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 

 

8. Während einige Industrieländer angekündigt haben, die zusätzlich geschöpften IWF-

Sonderziehungsrechte dem Globalen Süden zur Verfügung zu stellen, ist das für den 

deutschen Anteil laut Bundesbank gesetzlich nicht möglich. Werden sich Ihre Parteien 

für die Änderung des entsprechenden Gesetzes einsetzen? 

 

Antwort: 

Die kürzlich zur Verfügung gestellten Sonderziehungsrechte kommen zu einem 

substanziellen Teil Schwellen- und Entwicklungsländern zugute, nämlich zu rund 42 Prozent 

(entspricht etwa 275 Milliarden US-Dollar). Diese Mittel können frei verwendet werden, 

also auch zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und ihrer Folgen. Deutschland kann über 

etwa 5,6 Prozent dieser Sonderziehungsrechte (entspricht etwa 36,4 Milliarden US-Dollar) 

verfügen. In der Tat ermöglicht die Gesetzeslage in Deutschland es nicht, dieses Geld 

anderen Staaten zur Verfügung zu stellen. In anderen Staaten mag das rechtlich möglich 

und politisch gewünscht sein. Das Überlassen von Mitteln aus den Sonderziehungsrechten 

ist jedoch kein Gradmesser für das deutsche Engagement für hochverschuldete Länder, da 

Deutschland diese Länder in erheblichem Maße auf verschiedenen anderen Wegen 

unterstützt. 

 

 


